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ginn des Ost-West-Konflikts, niemand 
voraussehen konnte. Am Anfang war 
„Europa“ die Antwort auf Probleme, die 
sich innerhalb Europas stellten. Heu-
te richtet sich, wenn wir an die Zukunft 
Europas denken, der Blick vor allem auf 
Probleme, die uns von außen heraus-
fordern. Und dabei ist keineswegs nur 
die Osterweiterung gemeint, die die 
Einigungsdynamik über den in Nizza 
erreichten Stand hinaustreibt.

Noch ist die Europäische Union je-
doch den großen geopolitischen Her-
ausforderungen wie auch den wach-
senden internationalen Erwartungen, 
die sich an eine diplomatisch ausglei-
chende Macht richten, nicht gewach-
sen. Exemplarisch zeigte sich dies am 
letzten, auf libanesischem Boden aus-
getragenen Konflikt zwischen Israel 
und der Hisbollah. Da die USA durch 
die einseitige Politik der Bush-Regie-
rung im Nahost-Konflikt längst zur 
Partei geworden war, richteten sich 
viele Erwartungen auf Europa, das als 
neutraler eingeschätzt wurde. Die EU 
schickte zwar ihren außenpolitischen 
Sprecher Solana nach Beirut und Jeru-
salem, bot aber im Übrigen mit einem 
Chor von dissonanten Stimmen ein 
ziemlich lächerliches Bild. Gleichzeitig 
versuchten sich nämlich einzelne Län-
der wie Frankreich, Großbritannien, 
Deutschland, Italien und Spanien als 
Nationalstaaten zu profilieren und ein-
ander mit jeweils hausgemachten Initi-
ativen zu übertrumpfen.

Deshalb zählen eine gemeinsame 
Außenpolitik, der Aufbau gemeinsamer 
Streitkräfte, freilich auch eine Harmo-
nisierung der Steuer- und Wirtschafts-
politik in der Absicht, unsere gefährde-
ten sozialen und kulturellen Standards 
abzusichern, zu den dringendsten Her-

Als vor 50 Jahren die Gründung der 
Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 
feierlich beschlossen wurde, stand die 
innenpolitische Frage der atomaren 
Ausrüstung der Bundeswehr weit mehr 
im Zentrum nicht nur meiner Aufmerk-
samkeit. Wie viele andere habe auch 
ich damals nicht begriffen, dass diese 
Zollunion bereits mit verfassungsähn-
lichen Institutionen ausgestattet wurde 
und damit die Perspektive auf eine Eu-
ropäische Gemeinschaft, also eine po-
litische Vereinigung der Länder West-
europas, eröffnete.

Andererseits standen die pazifisti-
schen Motive, die damals die Anhän-
ger der Friedensbewegung im nationa-
len Rahmen bewegten, im Einklang mit 
den Motiven, welche die sechs Grün-
dungsstaaten und die Hauptakteure 
Adenauer, de Gasperi und Schumann 
angetrieben haben: Nie wieder Krieg 
zwischen den Nationalstaaten, die sich 
in zwei Weltkriegen zerfleischt hatten, 
natürlich die Einbindung Deutschlands, 
das den Krieg angezettelt hatte und 
mit dem monströsen Verbrechen der 
Judenvernichtung belastet war.

Heute ist der eigentliche Paradig-
menwechsel der Europäischen Gemein-
schaft – weg vom Nationalstaatenden-
ken hin zur europäischen Sicht – zwar 
noch nicht endgültig vollzogen, aber 
ein erhebliches Stück vorangekommen. 
Deshalb waren 50 Jahre Europäische 
Gemeinschaft in der Tat ein Grund zum 
Feiern.

Daneben gibt es aber noch ein ganz 
anderes Ergebnis, das sich Europa heu-
te mit etwas größerem Selbstbewusst-
sein zunutze machen könnte. Die euro-
päische Einigung ermöglicht es, in der 
multipolaren Spannungslage von heute 
eine Rolle zu spielen, die damals, zu Be-
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ausforderungen, denen sich ein geein-
tes Europa im 21. Jahrhundert stellen 
müsste. 

Die Unordnung im eigenen Haus

Gegenüber diesen unmittelbar poli-
tischen Zielen liegt die Frage der ge-
scheiterten EU-Verfassung auf einer an-
deren Ebene. Die erweiterte EU muss 
nämlich zunächst einmal ihr eigenes 
Haus in Ordnung bringen, um regier-
bar zu bleiben und die nötige politische 
Handlungsfähigkeit zu gewinnen, bevor 
sie sich solche ehrgeizigen Ziele setzen 
kann. Vor allem sollten wir uns keine Il-
lusionen darüber machen, woran heute 
eine Vertiefung der Institutionen wirk-
lich scheitert. Nämlich nicht am Wider-
stand der Bevölkerungen, obwohl dies 
die naheliegende, aber falsche Vorstel-
lung ist, die sich nach den gescheiterten 
Referenden in Frankreich und den Nie-
derlanden festgesetzt hat. Tatsächlich 
haben wir in den meisten kontinentalen 
Ländern nach wie vor schlafende Mehr-
heiten für eine Vertiefung der Europä-
ischen Union. 

Der Grund für die Lähmung der Ei-
nigungsdynamik liegt vielmehr darin, 
dass verschiedene Regierungen mit der 
Union unterschiedliche Zielvorstellun-
gen verbinden. Die Blockade, die wir 
heute beobachten, erklärt sich daraus, 
dass die Regierungen dem vorherseh-
baren Konflikt über diese zentrale Fra-
ge aus dem Weg gehen. 

Die gescheiterten Referenden in 
Frankreich und den Niederlanden ha-
ben nur ans Tageslicht gebracht, dass 
die Regierungen in der Sackgasse ste-
cken und weder vor noch zurück kön-
nen. Bisher konnten sie sich auf die 
„Methode Monnet“ verlassen und sind 
den Imperativen gefolgt, die sich aus 
der ökonomischen Integration zwangs-
läufig ergeben haben. Der Gemeinsame 
Markt war kein Nullsummenspiel, son-
dern hat jedem Mitgliedstaat eigene 
Vorteile gebracht. Ein Verfassungsrah-
men für gemeinsame Politiken verlangt 

demgegenüber einen gemeinsamen 
politischen Willen, der über die Wahr-
nehmung nationalstaatlich einzuheim-
sender Dividenden hinausgeht. Offen-
sichtlich können sich die Regierungen 
jedoch gerade im Hinblick auf die fina-
lité, auf den Sinn des europäischen Pro-
jektes, nicht zusammenfinden.

Von dem verständlichen Zögern ei-
niger Beitrittsländer einmal ganz ab-
gesehen, ziehen insbesondere Groß-
britannien und das eine oder andere 
skandinavische Land in die eine Rich-
tung, die Gründungstaaten und Spani-
en in die andere. Das zeigte sich etwa 
bei der Einigung über angeblich grund-
sätzliche Klimaschutzziele in Brüssel. 
Obwohl diese im Folgenden überhaupt 
erst operationalisiert werden müssen, 
ist die bloße Einigung bereits als großer 
Erfolg von Angela Merkel gefeiert wor-
den. Aber war das Abkommen wirklich 
mehr als ein Ausweichmanöver vor der 
eigentlichen Auseinandersetzung?

Deshalb ist es auch so unbefriedi-
gend, dass die von der deutschen Rats-
präsidentschaft erarbeitete „Berliner 
Erklärung“ die Verfassungsfrage nur 
ganz am Rande behandelt, nämlich mit 
der bloßen Absichtserklärung, „die po-
litische Gestalt Europas immer wieder 
zeitgemäß (zu) erneuern“ und deshalb 
„bis zu den Wahlen zum Europäischen 
Parlament 2009 auf eine erneuerte ge-
meinsame Grundlage zu stellen“.1

Referendum als Lösung

Als einzigen Ausweg, um die europä-
ische Entwicklung tatsächlich nachhal-
tig zu befördern, sehe ich ein europa-
weites Referendum. Die Regierungen, 
die ja die Herren des Verfahrens sind, 
müssten ihre faktische Ohnmacht er-
kennen und dieses einzige Mal das Ver-
fahren aus der Hand geben und „mehr 
Demokratie wagen“. Sie müssten über 
ihren Schatten springen und sich selbst 
– in Gestalt der politischen Parteien, 

1 Vgl. die Dokumentation in diesem Heft.
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aus denen ja die Regierungen zusam-
mengesetzt sind – vor die Wahl stellen, 
in einem europaweiten Wahlkampf mit 
offenem Visier um jede Stimme für oder 
gegen einen Ausbau der Europäischen 
Union zu kämpfen. 

Das bedeutet nicht, dass die National-
staaten, wie es insbesondere die hinzu-
gekommenen Osteuropäer befürchten, 
dadurch ihre Bedeutung verlieren. Sie 
bilden die unersetzlichen Komponen-
ten, aus denen sich die internationalen 
Organisationen zusammensetzen. Die 
internationale Gemeinschaft organi-
siert sich schließlich in der Gestalt von 
„Vereinten Nationen“. Wer alimentiert 
die Vereinten Nationen und stellt Trup-
pen für humanitäre Interventionen, 
wenn nicht die Nationalstaaten? Wer, 
wenn nicht die Nationalstaaten, garan-
tiert auf dem jeweils eigenen Territori-
um gleiche Rechte für alle Bürger? 

Was sich dagegen ändern muss – und 
in Europa schon stark geändert hat – ist 
das Selbstverständnis der Nationalstaa-
ten. Sie müssen lernen, sich weniger 
als unabhängige Akteure denn als Mit-
glieder zu verstehen, die sich zur Ein-
haltung von Gemeinschaftsnormen ver-
pflichtet fühlen. Sie müssen lernen, ihre 
Interessen eher innerhalb internationa-
ler Netzwerke durch kluge Diplomatie 
als durch Androhung militärischer Ge-
walt im Alleingang zu verfolgen. Und 
die kleinen und mittelgroßen Staaten 
müssen lernen, sich zu kontinentalen 
Regimen zusammenzuschließen, damit 
sie sich im Konzert der großen Mächte 
– USA, China, Indien, Russland – be-
haupten und auf eine Pazifizierung der 
Weltgesellschaft drängen können.

Nur durch eine derartige, auf die 
Konstitutionalisierung des Völkerrechts 
und die Stärkung der Vereinten Natio-
nen gerichtete Entwicklung, würde die 
Bundesrepublik am normativen Sinn ih-
rer Westorientierung festhalten – auch 
gegen eine abwählbare US-Regierung 
und deren selbstzerstörerische Politik. 

Bei alledem bin ich nicht so naiv zu 
glauben, dass selbst ein Europa, das 
gelernt hat, mit einer Stimme zu spre-
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chen, aus eigener Kraft die überfällige 
Reform der Vereinten Nationen vor-
anbringen könnte. Wenn sich die USA 
nicht, wie schon zwei Mal im Laufe des 
20. Jahrhunderts, an die Spitze der Re-
formbewegung setzen, besteht kaum 
eine Aussicht auf Erfolg. Wir können 
bestenfalls die schwache Hoffnung he-
gen, dass ein stärkeres Europa in die-
sem Sinne Einfluss auf seinen Alliier-
ten nehmen könnte. Freilich müssen 
wir wohl eher damit rechnen, dass die 
nächste US-Regierung den Kurs einer 
neorealistischen Machtpolitik steuern 
und für die normative Perspektive eines 
Ausbaus der UNO eher unempfindlich 
sein wird. Umso mehr wird es auf ein 
multilateral ausgerichtetes, starkes Eu-
ropa ankommen.

Um dieser stärkeren Rolle Europas 
näher zu kommen, ist keine waghal-
sige Vision für ein halbes Jahrhundert 
im voraus erforderlich. Notwendig ist 
dagegen, wie die umgehend nach den 
Feierlichkeiten einsetzenden Strei-
tigkeiten über den zukünftigen Fahr-
plan verdeutlichen, eine Vision bis zur 
nächsten Europawahl im Jahre 2009. 
Mit dieser Wahl könnte ein europa-
weites Referendum über drei Fragen 
verbunden werden: ob die Union, hin-
ausgehend über effektive Entschei-
dungsverfahren, einen direkt gewähl-
ten Präsidenten, einen eigenen Außen-
minister und eine eigene Finanzbasis 
haben soll. Das entspricht den Vorstel-
lungen des belgischen Ministerpräsi-
denten Guy Verhofstadt. Die Vorlage 
gälte als angenommen, wenn sie die 
„doppelte Mehrheit“ der Staaten und 
der Stimmen der Bürger auf sich verei-
nigt. Gleichzeitig würde das Referen-
dum nur die Mitgliedstaaten binden, 
innerhalb deren sich jeweils eine Mehr-
heit der Bürger für die Reform entschie-
den hat.2

Wenn das Referendum Erfolg hätte,
würde sich Europa vom Modell des 
Geleitzuges verabschieden, worin der 

2 Vgl. die Dokumentation der Rede von Guy Ver-
hofstadt zur Vorstellung seines „Manifests für 
Europa“ in: „Blätter“ 2/2006, S. 244-246.

Buch_Gesamtheft_05_2007.indb   519Buch_Gesamtheft_05_2007.indb   519 23.04.2007   13:02:1123.04.2007   13:02:11



520     Kommentare und Berichte

Blätter für deutsche und internationale Politik 5/2007

Langsamste das Tempo angibt. Auch in 
einem Europa von Kern und Peripherie 
würden natürlich die Länder, die es vor-
ziehen, einstweilen am Rande zu blei-
ben, die Option behalten, sich jederzeit 

dem Zentrum anzuschließen. Nur mit ei-
nem solchen Zuwachs an Dynamik und 
Handlungsfähigkeit könnte Europa den 
globalen Herausforderungen der kom-
menden 50 Jahre gerecht werden.

haften Etablierung will man mit der 
nunmehr beinahe vollzogenen Fusion – 
mit einer Ablehnung bei der laufenden 
Urabstimmung der Mitglieder rechnet 
niemand mehr – nutzen.

Architektur der Parteifusion

Dem strategischen Primat der Vereini-
gung wurde zuletzt naheliegenderwei-
se fast alles untergeordnet. Und sicher-
lich ist der Fundus programmatischer 
Gemeinsamkeiten innerhalb der neu-
en Linken groß genug, das Zusammen-
gehen in einer pluralistischen Partei zu 
ermöglichen – keine Kleinigkeit ange-
sichts der oft sektiererischen Geschich-
te der deutschen Linken.

Dennoch bedurfte das fragile Gerüst 
der Fusion bereits lange vor dem Dop-
pel-Parteitag der Befestigung. Teil der 
Abmachungen waren formale Über-
gangsregelungen, die es der nur rund 
12 000 Mitglieder zählenden WASG 
leichter machen sollten, mit der fünf 
Mal so starken Linkspartei.PDS zusam-
menzugehen; so wurde beispielsweise 
vereinbart, dass die WASG bis zum Jahr 
2010 immerhin 42 Prozent der Partei-
tagsdelegierten stellen wird. In vielen 
repräsentativen Funktionen wird man 
künftig sogar paritätisch vertreten sein.

Am Ende war die Zustimmung groß: Für 
die Vereinigung zur neuen Partei „Die 
Linke“ votierten auf den Dortmunder 
Parteitagen Ende März in der Linkspar-
tei.PDS 96,9 Prozent, in der WASG 87,7 
Prozent der jeweils knapp 400 Dele-
gierten. Der im Juni anstehende Verei-
nigungsparteitag erscheint vor diesem 
Hintergrund nur noch als Pflichtübung.

Dabei war den Mitgliedern und Prota-
gonisten beider Formationen – bei allen 
Streitigkeiten – im Grunde bereits seit 
der Landtagswahl in Nordrhein-West-
falen im Mai 2005 klar, dass es zu ihrem 
Zusammengehen de facto keine Alter-
native gibt – schon aufgrund der Eigen-
heiten des bundesdeutschen Wahlsys-
tems mit seiner Fünf-Prozent-Hürde. 
Getrennt drohte beiden Parteien der 
Absturz ins politische Prekariat.

Zugleich war die Gelegenheit für den 
Aufbau einer Partei links von der SPD 
in den vergangenen Jahren denkbar 
günstig: Die regierende Sozialdemokra-
tie brachte durch ihre den Sozialstaat 
deformierenden „Reformen“, insbeson-
dere durch Hartz IV, ihre ureigenste Kli-
entel gegen sich auf – Gewerkschafter 
und Arbeitslose. Die Abwendung der 
SPD bzw. ihre Hinwendung zur „neuen 
Mitte“ hinterließ im Parteienspektrum 
eine Leerstelle, die „Die Linke“ beset-
zen konnte. Diese Chance zur dauer-
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